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senschaftlichen Kenntnisse ihres Landes, ihrer natürlichen
Ressourcen und ihrer Umwelt,

besorgt über die in einer Reihe sozialer und wirtschaftli-
cher Indikatoren zum Ausdruck kommende extreme Benach-
teiligung, der die indigenen Völker gewöhnlich ausgesetzt
sind, und über die Hindernisse für den vollen Genuss ihrer
Rechte,

unter Hinweis auf ihre Resolution 65/198, in der sie be-



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

435

gapur, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Südsudan, Suriname, Swasiland,
Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Toba-
go, Tschad, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansa-
nia, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland,
Frankreich, Georgien, Irland, Kanada, Lettland, Litauen, Marshall-
inseln, Monaco, Niederlande, Palau, Polen, Rumänien, Schwe-
den, Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Andorra, Australien, Bosnien und Herzegowi-
na, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Fidschi, Finnland, Griechenland, Island, Italien, Japan, Kroatien,
Liechtenstein, Luxemburg, Malta, Montenegro, Neuseeland, Nor-
wegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Samoa, San Marino, Schweiz, Slo-
wenien, St. Lucia, Tonga, Ukraine, Zypern.

66/143. Unzulässigkeit bestimmter Praktiken, die zum 
Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, 
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz beitragen

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte211, dem Internatio-
nalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte212, dem In-
ternationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung213 und anderen maßgeblichen
Menschenrechtsübereinkünften,

unter Hinweis auf die Resolutionen der Menschen-
rechtskommission 2004/16 vom 16. April 2004214 und 2005/5
vom 14. April 2005215 und die einschlägigen Resolutionen des
Menschenrechtsrats, insbesondere die Resolutionen 7/34 vom
28. März 2008216 und 18/15 vom 29. September 2011217, sowie
die Resolutionen der Generalversammlung 60/143 vom
16. Dezember 2005, 61/147 vom 19. Dezember 2006, 62/142

vom 18. Dezember 2007, 63/162 vom 18. Dezember 2008,
64/147 vom 18. Dezember 2009 und 65/199 vom 21. Dezem-
ber 2010 zu dieser Frage und die Resolutionen 61/149 vom
19. Dezember 2006, 62/220 vom 22. Dezember 2007, 63/242
vom 24. Dezember 2008, 64/148 vom 18. Dezember 2009
und 65/240 vom 24. Dezember 2010 mit dem Titel „Weltwei-
te Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz und umfassende Umset-
zung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban“,

sowie unter Hinweis auf das Statut des Nürnberger Ge-
richtshofs und das Urteil des Gerichtshofs, in dem unter ande-
rem die SS und alle ihre Bestandteile, einschließlich der Waf-
fen-SS, als verbrecherische Organisation eingestuft und als
für viele Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit verantwortlich erklärt wurden,

ferner unter Hinweis auf die maßgeblichen Bestimmun-
gen der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban,
die am 8. September 2001 von der Weltkonferenz gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und
damit zusammenhängende Intoleranz verabschiedet wur-
den218, insbesondere auf Ziffer 2 der Erklärung und Ziffer 86
des Aktionsprogramms, sowie auf die maßgeblichen Bestim-
mungen des Ergebnisdokuments der Durban-Überprüfungs-
konferenz vom 24. April 2009219, insbesondere die Ziffern 11
und 54,

in dieser Hinsicht höchst beunruhigt darüber, dass sich
in vielen Teilen der Welt verschiedene extremistische politi-
sche Parteien, Bewegungen und Gruppen, namentlich Neona-
zi- und Skinhead-Gruppen, sowie ähnliche extremistische
ideologische Bewegungen ausbreiten,

daran erinnernd, dass die internationale Gemeinschaft
2010 den fünfundsechzigsten Jahrestag des Sieges im Zwei-
ten Weltkrieg feierte, und in diesem Zusammenhang begrü-
ßend, dass am 6. Mai 2010 eine feierliche Sondersitzung der
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1. bekräftigt die maßgeblichen Bestimmungen der
Erklärung von Durban218 und des Ergebnisdokuments der
Durban-Überprüfungskonferenz219, in denen die Staaten den
Fortbestand und das Wiederaufleben von Neonazismus, Neo-
faschismus und gewalttätigen nationalistischen Ideologien,
die auf rassischen und nationalen Vorurteilen gründen, verur-
teilten und erklärten, dass diese Erscheinungen niemals und
unter keinen Umständen zu rechtfertigen sind;

2. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des
Sonderberichterstatters über zeitgenössische Formen des
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz, der ge-
mäß dem Ersuchen in Resolution 65/199 der Generalver-
sammlung erstellt wurde221;

3. spricht der Hohen Kommissarin der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte ihre Anerkennung dafür aus, dass
sie entschlossen ist, den Kampf gegen den Rassismus, Ras-
sendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängende Intoleranz als eine der vorrangigen Tätigkeiten
ihres Amtes weiterzuführen;

4. bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck über die
Verherrlichung der nationalsozialistischen Bewegung und
der ehemaligen Mitglieder der Waffen-SS, namentlich durch
die Errichtung von Denk- und Ehrenmälern und die Veran-
staltung öffentlicher Demonstrationen zur Verherrlichung der
nationalsozialistischen Vergangenheit, der nationalsozialisti-
schen Bewegung und des Neonazismus sowie dadurch, dass
diese Mitglieder und diejenigen, die gegen die Anti-Hitler-
Koalition kämpften und mit der nationalsozialistischen Be-
wegung kollaborierten, zu Mitwirkenden in nationalen Be-
freiungsbewegungen erklärt werden oder dass versucht wird,
sie dazu zu erklären;

5. bekundet ihre Besorgnis über wiederholte Versu-
che, Denkmäler, die zum Gedenken an diejenigen errichtet
wurden, die während des Zweiten Weltkriegs gegen den Na-
tionalsozialismus kämpften, zu schänden oder zu zerstören
sowie die sterblichen Überreste dieser Personen widerrecht-
lich zu exhumieren oder zu entfernen, und fordert in dieser
Hinsicht die Staaten nachdrücklich auf, ihre einschlägigen
Verpflichtungen, unter anderem nach Artikel 34 des Zusatz-
protokolls I zu den Genfer Abkommen von 1949222, voll zu er-
füllen;

6. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem Anstieg
rassistischer Zwischenfälle in mehreren Ländern und dem
Aufkommen von Skinhead-Gruppen, die für viele dieser Zwi-
schenfälle verantwortlich sind, sowie von dem Wiederauf-
flammen rassistischer und fremdenfeindlicher Gewalt gegen
Angehörige nationaler, ethnischer, religiöser oder sprachli-

cher Minderheiten, wie im jüngsten Bericht des Sonderbe-
richterstatters an die Generalversammlung festgestellt;

7. bekräftigt, dass derartige Handlungen den Aktivi-
täten zugeordnet werden können, die in Artikel 4 des Interna-
tionalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung213 beschrieben sind, und dass sie einen
klaren und offenkundigen Missbrauch des Rechts, sich fried-
lich zu versammeln, des Rechts auf Vereinigungsfreiheit so-
wie des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäu-
ßerung darstellen können, in dem Sinn, in dem diese Rechte
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte211, dem In-
ternationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte212

und dem Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung je-
der Form von Rassendiskriminierung garantiert sind;

8. betont, dass die beschriebenen Praktiken das An-
denken der unzähligen Opfer der im Zweiten Weltkrieg be-
gangenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit beschmut-
zen, insbesondere der Opfer der Verbrechen, die von der SS
und denjenigen, die gegen die Anti-Hitler-Koalition kämpf-
ten und mit der nationalsozialistischen Bewegung kollabo-
rierten, begangen wurden, und die Gedanken von Jugendli-
chen vergiften und dass Staaten, die nicht wirksam gegen die-
se Praktiken vorgehen, gegen die Verpflichtungen der Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen nach deren Charta und
gegen die Ziele und Grundsätze der Organisation verstoßen;

9. betont außerdem, dass derartige Praktiken zeitge-
nössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminie-
rung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängen-
der Intoleranz schüren und dazu beitragen, dass sich verschie-
dene extremistische politische Parteien, Bewegungen und
Gruppen, namentlich Neonazi- und Skinhead-Gruppen, aus-
breiten und vermehren, und ruft in dieser Hinsicht zu ver-
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13. unterstreicht die Empfehlung des Sonderberichter-




